
SLORC beruft Nationalversammlung ein: 
Kurskorrekturen vor der UN-Voll- 
versammlung

Kurzmeldungen

Burmas Schwerindustrie 
gründete Ende Juli ein 
Joint-venture mit der 
südkoreanischen Dae­
woo Electronics Com­
pany. Das Unternehmen, 
das 116 Angestellte, ein­
schließlich fünf Südko­
reanerinnen, beschäftigt, 
will jährlich 120.000 Farb­
fernseher, 150.000 Radio­
recorder und 30.000 Kühl­
schränke produzieren. Be­
reits Anfang August be­
gann der Export der Fern­
sehgeräte. Bis Jahresende 
soll die Gesamtzahl der 
Angestellten bei 250 lie­
gen. (DW 14.8.92)

Truppen der New Mon 
State Party (NMSP) haben 
eine Offensive am Three 
Pagoda Pass gegen die 
Regierungstruppen be­
gonnen, um ihr Haupt­
quartier, das 1989 über­
rannt wurde, zurückzuer­
obern. Major Carr Raw 
sagte dazu, die NMSP 
hielte so lange den be­
waffneten Widerstand auf­
recht, bis das Volk der Mon 
zu seinen Rechten ge­
kommen wäre. Zur Zeit 
dürfe man in der Haupt­
stadt des Mon-Staates 
weder in der eigenen 
Sprache unterrichten noch 
Mon-Literatur lesen.

(B.U.R.M.A. Juli 92)

U Aung Nu, Sohn des 
letzten gewählten Mini­
sterpräsidenten Burmas, U 
Nu, kündigte an, seine po­
litische Organisation, die 
Allianz für die Demokra­
tische Solidaritäts-Union 
Burmas (ADSB), werde an 
der verfassungsgeben­
den Versammlung teil­
nehmen, falls sie eingela­
den werde, (dw 17.8.92)

Anfang Juli haben fünf 
oppositionelle Studenten 
ethnischer Minderheiten 
ein Studium in Indien
aufgenommen. Sie hatten 
zuvor an der Federal Uni- 
versity in Manerplaw stu­
diert, die wegen des Bür­
gerkrieges und Geldman­
gels im April 1991 ge­
schlossen wurde. Die Sti­
pendien werden von einer 
deutschen Hilfsorganisa­
tion finanziert. Zehn wei­
tere Studenten sollen 
schon bald folgen, (eigene 
Quellen)

General Than Shwe hat am 
23. April des Jahres General 
Saw Maung als Vorsitzenden 
des Staatsrats zur Wiederher­
stellung von Recht und Ord­
nung SLORC abgelöst. Das 
Regime hat unter der neuen 
Führung einige überraschende 
Schritte eingeleitet.
Am 10. September hat der 
SLORC die nächtliche Aus­
gangssperre aufgehoben. Die 
Universitäten sind am 24. 
August wieder geöffnet wor­
den und am selben Tag hat 
Außenminister Ohn Gyaw in 
Rangun das Genfer Rotkreuz- 
Abkommen unterzeichnet. Be­
reits seit Ende April hat der 
SLORC mehrere hundert Ge­
fangene freigelassen. Unter

Der Puppenspieler von Burma

ihnen U Nu, der letzte frei ge­
wählte Premierminister Bur­
mas, Ma Theingi, persönliche 
Sekretärin Aung San Suu Kyis 
und weitere im Mai 1990 
gewählte Parlamentarier so­
wie Funktionäre verschiedener 
Parteien. Der Großteil der 
Freigelassenen sind aber 
Strafgefangene, die nicht aus 
politischen Gründen inhaftiert 
waren. Aung San Suu Kyi 
durfte Besuch von ihrem Mann 
und ihren Söhnen empfangen; 
Geheimdienstchef Khin Nyunt 
erklärte jedoch, sie werde 
weiter unter Hausarrest blei­
ben, da sie Frieden und Stabi­
lität des Landes gefährde.
Ende des Jahres will der 

SLORC eine Nationalver­
sammlung einberufen, um 
grundlegende Prinzipien für 
die Ausarbeitung einer Ver­
fassung festzusetzen. Weder 
die Nationale Koalitionsregie­

rung der Union von Burma 
noch die Demokratische Alli­
anz Burmas sind zu den Vor­
bereitungsgesprächen einge­
laden worden.
Die demokratischen
Oppositionsgruppen bewerten 
die Maßnahmen als "kosmeti­
sche Korrekturen", die den in­
ternationalen Druck mindern 
sollen. Solange Aung San Suu 
Kyi unter Hausarrest stehe 
und weder sie noch Vertreter 
der Minderheiten zu der Na­
tionalversammlung eingeladen 
würden, seien die Schritte 
nicht ernstzunehmen. Dr. Sein 
Win, Premierminister der 
NCGUB, betonte, der SLORC 
habe kein Mandat, eine Natio­
nalversammlung einzuberufen.

aus: FEER v. 7.5.92

Die Europäische Gemein­
schaft erklärte Mitte Juni, daß 
sie die Maßnahmen begrüße, 
forderte die Regierung Burmas 
jedoch auf, die Restriktionen 
gegenüber Aung San Suu Kyi 
aufzuheben, die Rechte der 
Minderheiten zu wahren und 
das Kriegsrecht aufzuheben.

Die meisten Beobachter sind 
sich indes einig, daß die 
Maßnahmen und Erklärungen 
des SLORC einen Versuch 
darstellen, die Internationale 
Gemeinschaft zu täuschen. 
Insbesondere vor dem Hin­
tergrund, daß der SLORC auf 
der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen im Herbst 
weitere Sanktionen befürchten 
muß.

vglAW 10.7.92, BP 25.8., 
Burma Alert Mai 1992, 

DW28.8.92, FEER 9.7., 13.8.92, 
FR 12.9.92, SOAa Mai 1992, 

TN 18.6.92

Appell an die 
Vereinten Nationen

ln Lissabon überreichten Ver­
treter der burmesischen Op­
position am 27. Mai dem Eu­
ropäischen Parlament einen 
Appell an die Vereinten Na­
tionen, die Europäische Ge­
meinschaft und andere Staa­
ten. Die fünf Repräsentanten 
einer geschlossenen Opposi­
tion riefen die internationale 
Gemeinschaft auf, bei der 
nächsten Sitzung des Weltsi­
cherheitsrates, den SLORC 
unter Druck zu setzen. Sie 
appellierten an die Vereinten 
Nationen, das Regime aufzu­
fordern, einen umfassenden 
Waffenstillstand auszurufen, 
Aung San Suu Kyi und alle 
politischen Gefangenen be- 
dingungungslos freizulassen 
und die burmesischen Völker 
die politischen Probleme mit 
politischen Mitteln lösen zu 
lassen.

Den Aufruf Unterzeichneten 
Dr. Sein Win, Premierminister 
der NCGUB, Bo Mya Vorsit­
zender der Demokratischen 
Allianz Burmas (DAB) und der 
Karen National Union, Nai 
Shwe Kyin, Vorsitzender der 
Nationalen Demokratischen 
Front (NDF) und der New Mon 
State Party, Brang Seng 
zweiter Vorsitzender der DAB 
und Vorsitzender der Kachin 
Unabhängigkeitsorganisation 
sowie Tin Maung Thet, Vor­
sitzender der All Burma Mus­
lim Union.

eigene Quellen

153 Frauen aus 
Bordellen befreit

Eine Sondereinheit der thai­
ländischen Polizei hat bei 
Razzien in Bordellen in der 
Hafenstadt Ranong 153 
Frauen befreit, die zur Prosti- 
tion gezwungen wurden. Viele 
der Frauen kamen aus Burma, 
waren von Händlern mit Stel­
lenangeboten gelockt worden 
und dann an thailändische 
Bordellbesitzer verkauft wor­
den. Einige waren erst zwölf 
Jahre alt. Sie berichteten von 
Mißhandlungen und das Aids- 
infizierte Mitgefangene an 
Händen und Füßen gefesselt 
ins Meer geworfen worden 
seien.

vgl. Le Nouveau Quotidien 4.8.92
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Einigungsabkommen 
in Manerplaw

Am 31. Juli haben sich die vier 
wichtigsten Oppositionsgrup­
pen geeinigt, gemeinsam für 
eine Föderale Union Burma zu 
kämpfen. In Manerplaw Un­
terzeichneten Dr. Sein Win, 
Premierminister der Nationa­
len Koalitionsregierung der 
Union von Burma (NCGUB), U 
Tin Aung von der Nationalen 
Liga für Demokratie (NLD), 
Saw Bo Mya für die Demokra­
tische Allianz Burmas (DAB) 
und Nai She Kyin von der Na­
tionalen Demokratischen Front 
(NDF) das Manerplaw-Ab- 
kommen. Das Abkommen soll 
bei einem Machtwechsel den 
ethnischen Nationalitäten ga­
rantieren, in einer neuen Ver­
fassung die gleichen Rechte 
wie die Burmanen zu erhalten. 
Das Abkommen wird als Ant­
wort auf die vom SLORC 
einberufenen Gespräche für 
eine Nationalversammlung 
verstanden, da bei diesen 
Gesprächen die wichtigsten 
Oppositiongruppen nicht be­
rücksichtigt werden.
vgl. Manerplaw Agreement 31.7.1992

UNDP und Weltbank 
unterstützen SLORC

Mitte Juni hat der Staatsrat zur 
Wiederherstellung von Recht 
und Ordnung (SLORC) den 
Bericht über die finanzielle, 
soziale und ökonomische Si­
tuation 1991/92 herausgege­
ben. Das Pro-Kopf-Einkom­
men ist dem Bericht zufolge 
seit 1985/86 um 19% auf 
US$188 gefallen. Während 
das Land ein Bevölkerungs­
wachstum von 12% aufwies, 
fiel das Sozialprodukt um 8%. 
Der Bericht enthält außerdem 
den ersten Vier-Jahres-Plan 
des SLORC. Er strebt im er­
sten Jahr eine Wachstumsrate 
von 5,8% an. Vor allem Land­
wirtschaft und Fischerei sollen 
Priorität haben. Der Haushalt 
für das nächste Jahr sieht aber 
wieder US$ 200 Millionen, das 
sind 35% des Gesamthaus­
haltes, für das Militär vor.
Ungeachtet dessen wird das 
Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP) 
die Unterstützung der bur­
mesischen Wirtschaft weiter­
führen. UNDP hat insgesamt 
US$ 90,7 Millionen für die 
Einführung eines
marktorientierten Wirtschafts­
systems, die Privatisierung 
verschiedener staatlicher Fir­
men und die Dezentralisierung

wirtschaftlicher Strukturen zur 
Verfügung gestellt.
Bereits im Mai hat die In­
ternationale Entwicklungsge­
sellschaft (IDA) der Weltbank 
einen Kredit für die holzver­
arbeitenden Industrien be­
reitgestellt.

vgl. BP 20.6.92, AW 10.7.92, 
B.U.R.M.A. Juni u. Juli 92

Unruhen in 
Flüchtlingslagern

Mit der Regenzeit hat sich die 
Lage der 300.000 burmesi­
schen Flüchtlinge in Bangla­
desch verschärft. Die Zu­
fahrtswege zu den Lagern sind 
nicht mehr befahrbar, so daß 
eine regelmäßige Versorgung 
der Flüchtlinge nicht mehr ge­
währleistet ist. Seuchen brei­
ten sich aus.
Der Staatsrat zur Wieder­
herstellung von Recht und 
Ordnung (SLORC) und Bang­
ladesh haben einen Re­
patriierungsvertrag unterzeich­
net. Da der SLORC die 
Anwesenheit oder Hilfe des 
Hohen Flüchtlingskommissa­
riats der Vereinten Nationen 
(UNHCR) auch bei Gesprä­
chen Ende Juli abgelehnt hat, 
weigern sich die muslimischen 
Rohingyas nach Burma zu­
rückzukehren, da sie fürchten, 
weiter verfolgt zu werden. Bei 
Zusammenstößen mit der Po­
lizei sind sechs Rohingyas in 
den Lagern umgekommen, 
dreißig wurden verletzt. Den 
Flüchtlingen wird vorgeworfen, 
Widerstand gegen die Repa­
triierung zu leisten und Prote­
ste zu schüren. Einige Ro­
hingyas sollen sich bewaffnet 
haben, um mit der Rohingya 
Solidarity Organisation, für ei­
nen unabhängigen Staat zu 
kämpfen, hieß es in den 
Flüchtlingslagern.
vgl. BP 3.,13.,19.,20.,23.,25.7.92; TN 

16.-19.,23.,25.7.92, DW21.7.92

Registrierung für
"Sicherheitslager"
beendet

Bis zum 16. Mai haben sich 
1300 burmesische Studenten 
und Studentinnen bei den 
Behörden in Thailand regi­
strieren lassen. Die Studie­
renden, die in Thailand keinen 
Flüchtlingsstatus haben, sollen 
demnächst in einem Lager an 
der Grenze zu Burma unter­
gebracht werden. Das Innen­
ministerium Thailands gab 
bekannt, daß nur 515 der Stu­
dierenden ihren Studenten­
status nachweisen konnten. 
300 bis 400 weitere würden

politisches Asyl erhalten. Den 
restlichen 400 wurde eine 90- 
Tage-Frist gewährt, ihren 
Status nachzuweisen. Wenn 
sie den Nachweis nicht er­
bringen, werden sie als Wirt­
schaftsflüchtlinge behandelt 
und somit abgeschoben.

vgl. TN22.7.92

ASEAN-Staaten üben 
weiter Zurückhaltung

Die ASEAN-Staaten bestä­
tigten bei ihrer Außenminister- 
Konferenz am 21. und 22. Juli 
ihre Politik, nicht auf Konfron­
tationskurs mit Burma zu ge­
hen. Die wichtigsten Han­
delspartner, darunter die USA, 
hatten die ASEAN-Staaten 
auch dieses Jahr aufgefordert, 
für die Freilassung aller politi­
schen Gefangenen und für 
eine Machtübergabe an die 
gewählte Regierung in Burma 
einzutreten. Burmas Bitte um 
eine Einladung als Beobach­
ter, war abgelehnt worden. 

vgl. FEER 16.7.92; DW22.7.92; FR 
27.7.92

Radio Freies Burma 
sendet aus Norwegen

Radio Norwegen International 
hat eine Konzession an die 
Nationale Koalitionsregierung 
der Union von Burma 
(NCGUB) vergeben, Rund­
funksendungen nach Burma 
auszustrahlen. Die Nicht-Re­
gierungsorganisation (NGO) 
Norwegisch - Burmesischer 
Rat sendet seit dem 19. Juli 
1992 Radio Freies Burma. Dr. 
Sein Win, Premierminister der 
Gegenregierung, sagte, das 
Programm werde Nachrichten, 
Informationen über die Be­
wegung und außerdem Bil­
dungssendungen enthalten, da 
das Militär den Zugang zu 
höherer Bildung verwehre. 
Während seines Aufenthaltes 
in Norwegen dankte Sein Win 
der norwegischen Regierung 
für diese bisher einmalige Er­
laubnis.

vgl. Presseerklärung der NCGUB 
21.6.92, MD 25.6.92, FEER 9.7.92

Kurzmeldungen

Am 10.7. seien minde­
stens 12 polnische 
Kampfhubschrauber des 
Typs Mi-2 durch Ranguns 
Straßen transportiert wor­
den, berichteten Kreise, 
die ungenannt bleiben 
wollen. Daneben sollen 
100 t Munition, weitere 
technische Ausrüstung 
und ein Transporthub­
schrauber der Marke W-3 
aus Polen geliefert worden 
sein. Bereits im letzten 
Jahr wurden polnische 
Hubschrauber für den 
Kampf gegen Minderheiten 
geliefert. Im Rahmen der 
militärischen Zusammen­
arbeit bildet Polen weiter 
burmesische Piloten aus.
(BP25.7.92; TN25.7.92)

Die US-amerikani­
schen Ölgesellschaften
Trend International (Bur- 
muda) Ltd. und Apache Oil 
Ltd. Unterzeichneten im 
Juni einen Vertrag mit 
dem Staatsrat zur Wieder­
herstellung von Recht und 
Ordnung (SLORC) über 
Produktionsteilung bei der 
Reaktivierung von aufge­
gebenen Ölfeldern in Zen­

tralburma. Watana Trading 
Ltd. schloß einen Vertrag 
über Produktion und Pro­
duktionsteilung bei Granit­
förderung im Landesinne­
ren ab. (B.U.R.M.A. Juli92)

Die französische Firma 
Total hat mit dem SLORC 
ein Abkommen über 
Gasförderung im Golf von 
Martaban abgeschlossen. 
Das Gas, das östlich von 
Rangun in einem über 
26.000 qkm großen Gebiet 
gefördert wird, ist haupt­
sächlich für Thailand be­
stimmt. Dorthin soll es 
mittels einer Pipeline über 
das südöstliche Grenzge­
birge gebracht werden.
(FEER 30.7.92)

Am 18. September, am 
Jahrestag des "Putsches", 
wird die burmesisch­
sprachige Zeitung Der 
Spiegel wieder erschei­
nen. Bereits seit November 
1991 kommen die 
Stadtnachrichten wieder 
heraus und Yadanabon 
wird seit dem 1. Mai diesen 
Jahres wieder verlegt. Die 
Zeitungen waren nach den 
Unruhen 1988 eingestellt 
Worden, (vgl. DW27.8.92)
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Kurzmeldungen

Bo Mya, Vorsitzender 
der Demokratischen Alli­
anz Burmas (DAB), hat 
am 24. Juni in einem Brief 
an Bundeskanzler Kohl 
die Veränderungen und 
Ankündigungen des
Staatsrates zur Wieder­
herstellung von Recht und 
Ordnung (SLORC) erläu­
tert. Er appelliert in dem 
Brief an die Bundesregie­
rung und an alle europäi­
schen Staaten, die Maß­
nahmen des SLORC nicht 
überzubewerten und hofft 
auf weitere Unterstützung 
im Kampf für eine föderale 
Union Burmas, (eigene Quel
len)

Die Europäische Ge­
meinschaft hat die unver­
züglich Freilassung der 
Friedensnobelpreis - Trä­
gerin, Aung San Suu Kyi, 
anläßlich des vierten Jah­
restages ihres Hausarrests 
und die Aufhebung sämtli­
cher Einschränkungen ge­
fordert, um so den Demo­
kratisierungprozeß in Bur­
ma zu erleichtern und zu 
beschleunigen. (Presseerklä
rung der EPZ vom 20.7.92)

Burmesen und Burme­
sinnen sind gemeinsam mit 
deutschen Freunden zum 
Gedenken des Massa­
kers vom 8.8.88 vor der 
burmesischen Botschaft 
vom 6.8. bis zum 8.8.1992 
in den Hungerstreik ge­
treten. In einer Erklärung 
an Bundespräsident Weiz­
säcker, Bundeskanzler 
Kohl, Außenminister Kinkel 
und den Deutschen Bun­
destag haben sie um Un­
terstützung in ihrem Kampf 
gegen die Militärdiktatur 
gebeten, (eigene Quellen)

Im April ist in Genf die 
Association Suisse-Bir- 
manie gegründet worden, 
die mit den anderen Bur­
ma-Gruppen in Europa 
Zusammenarbeiten will, (ei
gene Quellen)

Das Burma Büro in Bo­
chum organisiert mit den 
deutschen Burma-Grup­
pen eine Konferenz euro­
päischer Aktionsgrup­
pen, die unter dem Titel 
Aktionen für Freiheit und 
Frieden in Burma vom 30. 
Oktober bis zum 1. No­
vember in Hamburg statt­
findet. (in eigener Sache)

Chemische Waffen ge­
gen Kachin?

Soldaten der Regierungs­
truppen, die von den Kachin 
bei Gefechten im Norden 
Burmas, an der Grenze zu In­
dien gefangen genommen 
wurden, berichteten, daß die 
burmesische Armee ihre Sol­
daten im Radio aufgefordert 
habe, sich 300 Meter von der 
Front zurückziehen, da erst­
mals Gasbomben abgeworfen 
würden. Brang Seng, Vorsit­
zender der Kachin Indepen- 
dence Organisation, konnte 
jedoch den Gebrauch chemi­
scher Waffen nicht bestätigen, 
da die Angreifer ihr Ziel ver­
fehlt hätten und somit keine 
Beweise vorlägen. Der 
Staatsrat zur Wiederherstel­
lung von Recht und Ordnung 
(SLORC) hatte im April einen 
Waffenstillstand ausgerufen. 
Die Armee begann jedoch eine 
neue Offensive, nachdem die 
Kachin Independence Army 
zwei strategisch wichtige Dör­
fer zurückerobert hatte.

vgl. TN24.7.92

Komitee "Rettet Bur­
mas junge Demokratie" 
gegründet

Mit dem Komitee "Rettet Bur­
mas junge Demokratie" wollen 
Thea Bock, Ingrid Walz und 
Dr. Wolfgang von Geldern, 
Mitglieder des Bundestages, 
Missio Präsident Bernt Kaut 
und der Bischof von Lübeck 
Karl Ludwig Kohlwage, NDR- 
Intendant Jobst Plog und Kare 
Kristiansen, Mitglied des No­
belpreiskomitees sowie der 
Journalist Jochen Schilde und 
Simon Wiesenthal humanitäre 
Hilfe für die Flüchtlinge orga­
nisieren. Initiatorin Bock er­
klärte, das Komitee wolle den 
Freiheitskampf des burmesi­
schen Volkes unterstützen.

Bock hatte sich in Manerplaw, 
dem Hauptquartier der Oppo­
sition, über die Situation in den 
sog. befreiten Gebieten infor­
miert.
vgl. Gründungserklärung des Komitees 

4.6.92

Möglichkeiten für 
Eingriff der UNO?

Bei einer Burma-Konferenz 
mit Vertretern der Vereinten 
Nationen Anfang September in 
London wurden die Möglich­
keiten eines Eingriffs der UNO 
zur Lösung der burmesischen 
innenpolitischen Probleme so­
wie die regionalen Auswirkun­
gen diskutiert.
Es wurde deutlich, daß die 
Initiative für eine Intervention 
der UNO ohne Mitwirkung von 
Bangladesh oder Thailand als 
besonders betroffenen Nach­
barstaaten oder von den 
ASEAN-Staaten oder der VR 
China kaum Erfolg haben 
dürfte. Mehrere Teilnehmer 
richteten Forderungen an die 
in Burma tätigen UN-Organi- 
sationen, auch in den Gebie­
ten der ethnischen Nationali­
täten aktiv zu werden (z.B. 
UNICEF für Kinderschutzimp­
fungen).
Noch nicht bekannt war, 

welches Land sich dieses Jahr 
bei der UN-Vollversammlung 
für eine Resolution für Burma 
einsetzen wird. 1990 hatte 
Schweden diese Initiative er­
griffen und 1991 hatte sich 
eine große Anzahl von Län­
dern der Regionalgruppen, 
einschließlich Japan, für 
Burma eingesetzt.
Hoffnungen knüpfen sich an 

den Wiedereintritt Burmas in 
die Blockfreien Bewegung, da 
unter der Präsidentschaft In­
donesiens, die ASEAN-Staa­
ten möglicherweise versuchen 
werden, die immer noch pein­
liche Situation zu klären.

eigene Quellen

Delegation des Bun­
destages zurück

Nach einer Informationsreise 
von Mitgliedern des Aus­
schusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit des Deut­
schen Bundestages, gab 
Konrad Weiß (Bündnis 90/ 
Grüne) in einer Presseerklä­
rung bekannt, daß ihm weder 
ein Besuch bei Aung San Suu 
Kyi noch die Inspektion von 
Gefängnissen gewährt wurde. 
Seine Gesprächspartner be­
stritten, daß es politische Ge­
fangene im Land gebe, obwohl 
Weiß ihnen eine Liste mit über 
60 Parlamentariern und Par­
lamentarierinnen, die nach den 
Wahlen im Mai 1990 inhaftiert 
wurden, übergab. Weiß plä­
dierte an die Völkergemein­
schaft erneut und nachdrück­
lich den SLORC aufzufordern, 
die international anerkannten 
politischen und bürgerlichen 
Rechte, sowie die Rechte der 
Minderheiten zu respektieren. 
Desweiteren soll die Interna­
tionale Gemeinschaft den 
SLORC auffordern, die Anti- 
Folter-Konvention der Ver­
einten Nationen zu ratifizieren, 
das Kriegsrecht und das Ver­
sammlungsverbot aufzuheben, 
sowie alle politischen Gefan­
genen freizulassen, Famili­
enangehörige getöteter De­
monstranten und Folteropfer 
zu entschädigen und die dafür 
Verantwortlichen zu bestrafen.
Dieter Schanz forderte da­

gegen in einem Interview, daß 
der Prozeß der Normalisierung 
unterstützt werden solle und 
die begonnenen Entwick­
lungsprojekte zu Ende geführt 
werden sollen.
vgl. Presseerklärung von Konrad Weiß 

17.7.92; ppp 24.7.92

aus: dawn Juni/Juli 92
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